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Von SP-, Grüne­

und AL-Fraktion 

Der Stadtrat wird aufgefordert zu prüfen, wie er seine in 11 Abs. 2 PGVO festgehaltene Kompe­
tenz, die polizeiliche Bewilligungspflicht für Einzelsalons auszuweiten, bzw. liberaler zu gestalte, 
ausüben kann. 

Begründung: 

Beim Erlass der PGVO war es der erklärte Wille und Konsens, von einer oder zwei Sexarbeitenden 
betriebene Einzelsalons von der polizeilichen Bewilligungspflicht auszunehmen. Der in diesem 
Sinn erlassene Art. 11 Abs. 2 PGVO hat folgenden Wortlaut: „Ausgenommen von der Bewilli­
gungspflicht ist, wer nicht mehr als eine entsprechende Räumlichkeit zur Verfügung stellt und die 
Prostitution dabei lediglich durch eine einzige andere Person ausgeübt wird. Der Stadtrat kann in 
den Ausführungsbestimmungen weitere Ausnahmen von der Bewilligungspflicht vorsehen." In der 
praktischen Umsetzung zeigt sich, dass aufgrund des expliziten Wortlauts dieser Bestimmung eine 
Bewilligung verlangt wird, sobald in ein und derselben Liegenschaft in mehr als einem Raum ange­
schafft wird, auch wenn die einzelnen Sexarbeitenden diese Arbeit völlig selbständig und unab­
hängig voneinander ausüben. Bereits als bewilligungspflichtig taxiert wird eine sexgewerbliche 
Nutzung, die zwei Sexarbeitenden in einem Zwei-Zimmer-Appartment je auf eigene Rechnung 
ausüben. Der Stadtrat wird mit diesem Vorstoss gebeten, die ihm erteilte Kompetenz zu nutzen, 
um die Befreiung von Bewilligungspflicht zu erweitern und auch auf Liegenschaften anzuwenden, 
in denen mehr als eine Sexarbeitende(r) je unabhängig und selbständig ihre Tätigkeit ausübt. 

Antrag auf gemeinsame Behandlung mit der Weisung GR-NR. 2015/151 
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